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Erwagungen:

1.  Streitgegenstand / Prozessgeschichte

11. A.___ (fortan Beschwerdefuhrer) und B._  (fortan Beschwerdegeg-
nerin) sind die nicht miteinander verheirateten, getrennt lebenden Eltern von
C.___ ,geb. ttmm.2009. Letzterer steht unter gemeinsamer elterlicher Sorge
der Parteien bei alleiniger Obhut des Beschwerdefuhrers (vgl. act. 7 S. 2 f;
KESB-act. 137 S. 5). Mit Entscheid vom 10. November 2016 modifizierte die Kin-
des- und Erwachsenenschutzbehorde Bezirk Meilen (fortan KESB) sowohl das
Kontaktrecht der Beschwerdegegnerin als auch die Aufgaben des Besuchs-
rechtsbeistands, erliess zum Besuchsrecht die Weisung, dass derjenige Elternteil,
zudem C._ gehe, das Kind abzuholen habe und traf weitere Anordnungen
(vgl. KESB-act. 163). Der Beschwerdefuhrer zog den Entscheid — beschrankt auf
die Weisung — an den Bezirksrat Meilen weiter; die besuchsberechtigte Be-
schwerdegegnerin habe den Sohn sowohl zu holen, als auch zurick zu bringen
(BR-act. 1 S. 2). Mit Urteil vom 5. Juli 2017 bestatigte der Bezirksrat in Abweisung
der Beschwerde den vorinstanzlichen Entscheid (BR-act. 15 = act. 3 = act. 7),
wogegen sich die vorliegende Beschwerde vom 10. August 2017 mit folgenden
Antragen richtet (act. 2 S. 2):

"Es sei DispositiwZiffer | des Entscheids des Bezirksrats vom 5. Juli 2017 aufzuheben und
die Sache zur Neubeurteilung einschliesslich einlasslicher Begriindung an den Bezirksrat

zurlickzuweisen.

Es sei Dispositiv-Ziffer | des Entscheids des Bezirksrats aufzuheben und die Beschwerde-
gegnerin im Sinne von Art. 307 Abs. 3 ZGB anzuweisen, C. fur die Ausibung ihres

Besuchsrechts jeweils beim Kindsvater abzuholen und auch wieder zurlickzubringen;

Subeventualiter:

Es sei Dispositiv-Ziffer | des Entscheids des Bezirksrats aufzuheben und es seien die Par-
teien im Sinne von Art. 307 Abs. 3 ZGB anzuweisen, die fir die Durchfiihrung der Besu-
chewon C.__ bei seiner Mutter notwendigen Fahrten untereinander aufzuteilen wie

folgt:



- wahrend drei Monaten ab Entscheid des angerufenen Gerichts jeweils abwechs-

lungsweise, wobei die Mutter C. jeweils zu Beginn des Besuchs am Wohnort
) und der Vater C.
Ende des Besuches am Wohnort der Mutter (alternativ am Bahnhof inE.__ )

holt;

des Vaters (alternativ.am Bahnhof in D. jeweils am

- nach Ablauf von drei Monaten ab Entscheid des angerufenen Gerichts holt die Mut-
ter C. fur die Ausiibung ihres Besuchsrechts jeweils beim Vater ab und bringt

ihn auch wieder dorthin zurtick.

Alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zuziglich Mehrwertsteuer) zu Lasten der

Beschwerdegegnerin bzw. zu Lasten des Staates."”

1.2. Dievorinstanzlichen Akten wurden beigezogen (BR-act. = act. 8/1-16;
KESB-act. = act. 8/8/1-165). Das Verfahren ist spruchreif.

2. Beschwerdevoraussetzungen

2.1. Das Urteil des Bezirksrats ist dem Beschwerdefuhrer am 11. Juli 2017 zu-
gestellt worden (vgl. BR-act. 16/1). Die Beschwerde vom 10. August 2017 wurde
somit fristgerecht erhoben. Sie enthalt schriftlich begrindete Antrage (Art. 450
Abs. 3 ZGB). Der Beschwerdeflhrer ist als sorgeberechtigter Vater vom Ent-
scheid der Vorinstanz unmittelbar betroffen und damit zur Beschwerde befugt
(Art. 450 Abs. 2 Ziff. 1 ZGB). Die Prozessvoraussetzungen sind gegeben.

2.2. Mitder Beschwerde i.S. der §§ 64 ff. EG KESRi.V.m. den Art. 450-450c
ZGB koénnen eine Rechtsverletzung, die unrichtige oder unvollstandige Feststel-
lung des rechtserheblichen Sachverhaltes, Unangemessenheit sowie Rechtsver-
weigerung und Rechtsverzogerung gerugt werden (vgl. Art. 450a ZGB). Fur das
zweitinstanzliche Beschwerdeverfahren gilt eine Rige- bzw. Begrindungsoblie-
genheit analog derjenigen in den Art. 308 ff. bzw. Art. 319 ff. ZPO. Dies bedeutet,
dass die Beschwerde fuhrende Partei darzulegen hat, weshalb der angefochtene

Entscheid des Bezirksrates unrichtig sein soll.

3. Rechtliches Gehor

3.1.  Aus dem Anspruch auf rechtliches Gehor (Art. 29 Abs. 2 BV) folgt unter

anderem die grundsatzliche Pflicht der Behorden, ihren Entscheid zu begrinden.



Die Begrindung muss so abgefasst sein, dass der Betroffene den Entscheid ge-
gebenenfalls sachgerecht anfechten kann. Die Begrindung muss kurz die we-
sentlichen Uberlegungen nennen, von denen sich das Gericht hat leiten lassen
und auf die sich sein Entscheid stitzt. Nicht erforderlich ist hingegen, dass sich
der Entscheid mit allen Parteistandpunkten einlasslich auseinander setzt und je-
des einzelne Vorbringen ausdricklich widerlegt (vgl. BGE 133 Il 439 E. 3.3).

3.2. Der Beschwerdefuhrer rugt, dass der Bezirksrat einerseits erwogen habe,
es sei fir das Kindswohl am besten, wenn C._ jeweils vom Elternteil, bei
dem er sich gerade befinde, zum anderen gebracht werde, andererseits aber aus
dem bestatigten Dispositivder KESB hervorgehe, dass jeweils der besuchsbe-
rechtigte Elternteil C.__ beim anderen Elternteil abhole. In der Begrindung
werde mithin mit keinem Wort darauf eingegangen, weshalb die von der KESB
angeordnete Losung sinnvoll sei. Aufgrund dessen sei sein rechtliches Gehor ver-
letzt worden (act. 2 S. 4).

3.3. Der Bezrksrat stitzte sich in seinen Erwagungen hauptsachlich auf die
Empfehlung des Gutachters Dr. F.__ vom 21. Juli 2016; der Gutachter hielt
dafiir, die Ubergaben von C.____ seien von beiden Elternteilen zu gleichen Tei-
len zu Ubernehmen. Die Ubergaben seien jeweils ein schwieriges Thema gewe-
sen, wobei der Gutachter bei C.  bereits schwerwiegende Belastungssymp-
tome verortet habe; relevant sei gemass der Einschatzung des Bezirksrats also,
welche Ubergabemodalitaten das Kindeswohl in Zukunft am besten gewahrleisten
wurden. Entsprechend sei C.__ jeweils vom Elternteil, bei dem er sich gerade
befinde, zum andern zu bringen, um dem Kind — Ubereinstimmend mit der oberge-
richtichen Rechtsprechung und der gutachterlichen Einschatzung — zu signalisie-
ren, dass der besagte Elternteil mit dem Aufenthalt beim jeweils anderen einver-
standen sei (act. 7 S. 17 f.).

3.4. Estrifft zu, dass die gertgte — oben kursiv gehaltene — Erwagung des be-
zirksratlichen Urteils dahingehend verstanden werden konnte, dass das "Bring-
prinzip" dem Kindswohl am besten entspricht, das Dispositiv hingegen ein "Hol-
prinzip" verankert. Dieses Verstandnis wird durch die Verwendung des Verbs

bringen und den angefuhrten obergerichtlichen Entscheid untermauert. Die ver-



wendete Formulierung "vom [...] zum [...] bringen" liesse sich aber auch als reine
Verortung interpretieren. Wird nach der Praposition vom ein Ort bezeichnet,
leuchtet dies sofort ein; bspw.: vom Keller zum [...] bringen. Bei der vorliegenden
Verwendung einer Person ist die Formulierung mehrdeutig, wobei sich aus der
einleitenden Erwagung (act. 7 S. 13) und dem Dispositivdes angefochtenen Ent-
scheids ergibt, wie der fragliche Satz im Kontext zu verstehen ist. Im Ubrigen
nimmt der Bezirksrat Bezug auf die anwendbaren Gesetzesbestimmungen, die
Lehre und Rechtsprechung dazu und insbesondere auf die gutachterliche Ein-
schatzung im konkreten Fall. Im Eventualantrag setzt sich der Beschwerdefuhrer
denn auch mit den Argumenten der Vorinstanz auseinander. Eine Verletzung des
rechtlichen Gehors zufolge unzureichender Begrindung ist damit nicht zu erken-

nen und der Hauptantrag des Beschwerdeflhrers abzuweisen.

4. Weisung betreffend die Ubergaben C. S

4.1. Ist das Wohl des Kindes gefahrdet und sorgen die Eltern nicht von sich aus
fir Abhilfe oder sind sie dazu ausserstande, so trifft die Kindesschutzbehdrde die
geeigneten Massnahmen zum Schutz des Kindes, wobei sie den Eltern Weisun-
gen erteilen kann (Art. 307 Abs. 1 und 3 ZGB).

4.2. Der Bezrksrat bestatigte folgende an die Parteien gerichtete Weisung der
KESB:

"Die Eltern von C.___ werden im Sinne von Art. 307 Abs. 3 ZGB angewiesen, die fir die
Durchfiihrung der Besuche von C.___ bei seiner Mutter notwendigen Fahrten folgen-
dermassen untereinander aufzuteilen: B.__ holt C.__ jeweils zu Beginn des Besu-
ches am Wohnort des Vaters (alternativ am Bahnhof inD.__ )ab. A.__ holt
C.____ jeweils am Ende des Besuches am Wohnort der Mutter (alternativ am Bahnhof in
E. ) ab. Die Eltern kdnnen in Zusammenarbeit mit dem Beistand und wenn es im

Sinne des Kindeswohls ist, die Ubergabemodalititen anpassen."

4.3. DerBeschwerdefihrer bringt dazu vor, dass es grundsatzlich der besuchs-
berechtigte Elternteil sei, der das Kind hole und bringe. Die bisherigen Uberga-
bemodalitaten seien ebenfalls zu bertcksichtigen; der status quo spreche dafr,
dass die Beschwerdegegnerin C._ hole und zurtickbringe. Die Empfehlung

des Gutachters beruhe schliesslich auf falschen Tatsachen, stelle jener doch auf



die nie gelebte Vereinbarung der Parteien ab, die Ubergaben hélftig zu iberneh-
men. Es komme hinzu, dass das Regulativ der Ubergaben keine Rolle spiele, soll-
ten sich die Parteien ausserstande sehen, ein Mindestmass an Normalitat herbei-
zuflhren. In diesem Zusammenhang sei darauf hinzuweisen, dass die Familien-
therapie erfolgreich aufgegleist worden sei. Der Ubergabeortin D._ funktio-
niere derzeit einwandfrei; das von den Vorinstanzen angeordnete System bringe
keinen Benefit, sondern wirke sich fur C.__ nachteilig aus. Zur nachhaltigen
Stabilisierung der bestehenden vollstandigen Ubergabe/Ubernahme durch die

Beschwerdegegnerin bedurfe es hingegen einer Weisung (act. 2 S. 5 ff.).

44. Im Verfahren der KESB wurde am 21. Juli 2016 von Dr. F. ein Gut-
achten betreffend C. , die Erziehungsfahigkeit seiner Eltern und allfallige
Kindesschutzmassnahmen erstattet (KESB-act. 137). Der Gutachter kristallisierte

dabei unter anderen folgende relevante Aspekte heraus (KESB-act. 137 S. 31f1.):

"- Im Rahmen der Begutachtung wurde deutlich, dass die elterliche Kommunikation gestort
und von gegenseitigen Vorwirfen gepragt ist. Die Konflikte zwischen den Kindseltern ma-
chen einen Austausch Uber kindliche Belange schwierig. So wirft der Kindsvater der Kin-
desmutter unter anderem vor, C.___ in der Vergangenheit nicht gut genug betreut und
bezlglich ihrer Lebenssituation wiederholt gelogen zu haben sowie psychisch instabil zu

sein. Die Kindsmutter gab demgegeniber an, dass der Kindesvater die Besuche vermin-

dert habe und ihr zu wenige Informationen Uber C. aushandige. Weiter verhalte sich
der Kindesvater bezlglich der Rollen in der Familie zu wenig klar, was C. verwirre.
- Aus den Befunderhebungen wird deutlich, dass C. zumindest teilweise in die elter-
lichen Konflikte einbezogen wird. Kinder im Alter von C. entwickeln zwar langsam

ein Verstandnis fir die Inhalte elterlicher Konflikte, allerdings ist die Verarbeitung von wi-
dersprichlichen Behauptungen schwierig fur sie, da sie noch nicht Uber gentigend kogniti-
ve Kapazitat verfigen, um die widersprichlichen Perspektiven der Kindeseltern gleichzei-
tig einnehmen zu kénnen. Weiter fokussieren Vorschulkinder auf die rdumliche Trennung
und nicht auf die Inkompatibilitat der elterlichen Beziehung und betrachten sich selbst hau-
fig als Ursache der Trennung (Kurdek, 1996). Durch ihr Verhalten ebnen die Kindeseltern
den Weg fiir die Entstehung eines Loyalitatskonflikts. Es ist zu beachten, dass sich Loyali-
tatskonflikte negativ auf die weitere psychische Entwicklung eines Kindes auswirken. Sie
kénnen Anpassungsschwierigkeiten, emotionale Stérungen oder soziale Auffalligkeiten zur
Folge haben (Furstenberg & Cherlin, 2002; Staub, 2010). Obwohl sein kognitiver Entwick-

lungsstand es C. noch nicht ermdglicht, den elterlichen Konflikt vollumfanglich zu er-



fassen, wirkt sich dieser bei Bestehenbleiben prognostisch mit grosser Wahrscheinlichkeit

negativ auf seine psychische Entwicklung aus.

- Im Rahmen der Befunderhebung und bei Betrachtung der Aktenlage wurde deutlich,
dass C.___ bereits Belastungssymptome zeigt. So gaben die Eltern an, dass C.__
zeitweise bei der Kindesmutter einnasste oder sich nach dem Wechsel des Aufenthaltsor-
tes fur einige Zeit auffallig verhielt (apathisch, Wutanfalle, heftiges Weinen, blutig kratzen
etc.). Hierbei ist zu beachten, dass es im Falle eines angespannten und konfliktbeladenen
Verhaltnisses der Kindeseltern haufig dazu kommt, dass die Eltern das Verhalten des Kin-
des (Einnassen, Schlafstorungen, Weinen etc.), welches durch die Trennung und die da-
mit verbundenen Schwierigkeiten begriindet ist, als Ausdruck der Beziehung zum anderen
Elternteil interpretieren (Staub, 2010). Wahrend der Begutachtung wurde wvon beiden ElI-
ternteilen von einer aktuellen Verbesserung der Auffalligkeiten und des Zustandes wvon
C.___ berichtet.

- Es wurde im Rahmen der Begutachtung weiter ersichtlich, dass der Kindesvater auf-
grund seiner Vergangenheit mit der Kindesmutter einen Vertrauenswverlust erlitten hat,
wodurch es ihm schwierig zu fallen scheint, die Beziehung zwischen C.__ und der
Kindesmutter getrennt davon zu betrachten und vollumfanglich zu unterstitzen. Wahrend
des gemeinsamen Termins war es Herrn A.___ nicht einmal mdglich, Frau B._ zu-
rick zu grissen. Dem Kindesvater sollte bewusst werden, dass seine Einstellung und sein
Verhalten der Kindesmutter gegentiber fur C.__ deutlich spirbar sind, wodurch es ihm

verwehrt wird, mit seiner Mutter vorurteilsfrei und unbeschwert in Kontakt zu treten."

In der Folge erachtete der Gutachter diverse Empfehlungen als angezeigt, um die
Entwicklung von C._ bestmdglich zu fordern. Die elterliche Sorge solle wei-
terhin beiden Parteien zukommen. Der Hauptaufenthaltsort von C._ sei beim
Beschwerdefuhrer zu belassen. Aus entwicklungspsychologischer Sicht sei es
wichtig, dass der Kontakt zur Beschwerdegegnerin gewabhrleistet sei, welche wie-
der Uber genugend Ressourcen fur die Betreuung im Rahmen eines Besuchs-
rechts verfiige. Die Ubergaben seien wie in der Vereinbarung urspriinglich fest-
gehalten, von beiden Elternteilen zu gleichen Teilen zu Ubernehmen. Eine Mitar-
beit von beiden trage dazu bei, dass C._____ die Ubergaben leichter und natirli-
cher wahrnehme. Bei den Ubergaben hatten die Parteien ein Mindestmass an
Kommunikation zu zeigen, auf dass die Ubergaben nicht zu einer Belastung fiir
C.__ wiurden. Weiter empfahl der Gutachter die Weisung zu einer familienthe-

rapeutischen Intervention und die Weiterflhrung der Besuchsrechtsbeistand-



schaft. Warden die Empfehlungen nicht umgesetzt, so sei das Kindeswohl als
akut gefahrdet zu betrachten. Zur Sicherstellung des Kindeswohls missten dann

Kindesschutzmassnahmen bis hin zu einer Fremdplatzierung gepruft werden
(KESB-act. 137 S. 39 f.).

4.5. Der Gutachter erachtet die Gewahrleistung der Starkung des Beziehungs-
bandes zwischen C._ und der Beschwerdegegnerin als wichtig. Eine Emp-
fehlung in diesem Zusammenhang besteht darin, dass die Ubergaben von
C._____ von beiden Parteien zu gleichen Anteilen zu Ubernehmen sind (KESB-
act. 137 S. 40). Diese Empfehlung erfolgte in Kenntnis des Umstandes, dass der-
zeit die Beschwerdegegnerin alleine fiir die Ubergaben verantwortlich zeichnet
(KESB-act. 137 S. 19) und basiert keineswegs darauf, dass die erste Phase der
Vereinbarung vom Juli 2012 (vgl. BR-act. 3/2 S. 2) tatsachlich auch gelebt worden
ware (vgl. KESB-act. 137). Ziel ist die Wahrung des Kindswohls, indem C.__
die Ubergaben leichter und natiirlicher wahrnehmen soll. Diese Empfehlung kann
ohne weiteres nachvollzogen werden; sie klammert weder den Status quo aus
noch beruht sie auf falschen Tatsachen. Auch wenn weitere Empfehlungen des
Gutachters — bspw. die Familientherapie — erfolgreich zu Gunsten C._ sin
Angriff genommen werden konnten, besteht bei dieser Ausgangslage kein Anlass,
von der Empfehlung des Gutachters abzuweichen. Mit zutreffender Begrindung
hat der Bezirksrat erkannt, dass eine die angefochtene Weisung rechtfertigende

Kindswohlgefahrdung gegebenist (vgl. act. 7 S. 17).

46. In Anwendung der Offizialmaxime bleibt zu fragen, ob gemass der oberge-
richtichen Rechtsprechung nicht angestrebt werden sollte, dass jeder Ortswech-
sel von dem Elternteil begleitet wird, bei dem das Kind zuvor war, weil damit dem
Kind unmittelbar vor Augen gefuhrt wirde, dass beide Elternteile die jeweiligen
Wechsel nicht nur hinnehmen, sondern aktiv unterstitzen (vgl. OGer LC160039
vom 20. Juli 2016). Weder der Gutachter noch die Parteien noch die Vorinstanzen
ausserten sich indes in diese Richtung. Weil die Kammer zudem im Entstehungs-
prozess der nunmehr angefochtenen Weisung unbeteiligt war und darlber hinaus
auch eine rasche Anpassbarkeit der Ubergabemodalitaten unter Mitwirkung des

Beistands moglich bleibt, ist von einer Anpassung der Weisung abzusehen.



4.7. Der Eventualantrag des Beschwerdefuhrers ist abzuweisen.

5. Befristung der alternierenden Ubergaben

5.1. Der Beschwerdeflhrer beantragt subeventualiter die Befristung der alter-

nierenden Ubergaben auf drei Monate (act. 2 S.2 f. und 7 f.).

5.2. Der Bezrksrat erwog dazu, dass dieser Antrag aufgrund der bereits ge-
machten Ausfihrungen abzuweisen sei. Es sei nicht ersichtlich, inwiefern die Fra-
ge, welche Ubergabemodalitaten dem Wohl von C.__ am besten entsprachen,
mit der familientherapeutischen Intervention zusammenhange. Zudem seien die
Ubergabemodalitaten unter Mitwirkung des Beistands bei Bedarf auch anpassbar
(act. 7 S. 18).

5.3. Der Beschwerdeflhrer stellte sich auf den Standpunkt, es liege eine fal-
sche Wurdigung und eine klare Rechtsverletzung bei der Verneinung des Zu-
sammenhangs zur familientherapeutischen Intervention vor. So habe bereits die
KESB ausgefuhrt, dass die Familientherapie eine Reduzierung der Konflikte er-
moglichen konne, weshalb es dann moglicherweise nicht mehr notwendig sei, die
Ubergaben alternierend zu gestalten. Die Familientherapie sei sehr erfolgreich
angelaufen. Es gehe nicht an, dass die alternierende Ubergaberegelung gleich-
sam auf Vorrat auf alle Zeit hin angeordnet werde. Dieses Vorgehen verletze den

Verhaltnismassigkeitsgrundsatz (act. 2 S. 7 f.).

5.4. DieKindererziehung und -betreuung ist ein dynamisches Unterfangen,
welches immer wieder der Anpassung und Neuausrichtung bedarf. Entsprechend
wurde auch im angefochtenen Entscheid die Méglichkeit der Anpassung der
Ubergabemodalitéten unter Mitwirkung des Beistands implementiert. Auch das
Gesetz selbst verankert den Grundsatz, dass die Massnahmen zum Schutz des
Kindes der neuen Lage anzupassen sind, wenn sich die Verhaltnisse andern (vgl.
Art. 313 Abs. 1 ZGB). Das Ansinnen des Beschwerdeflhrers hingegen, die Rege-
lung bereits vor Eintritt der Rechtskraft des Entscheids nach seinem eigenen Gut-
dinken, ohne Mitwirkung der Ubrigen Beteiligten und der eindringlichen Empfeh-

lung des Gutachters widersprechend auf einzig drei Monate zu befristen, ist ver-
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fehit. Die Empfehlungen des Gutachtens sind denn auch kumulativ zu verstehen
(vgl. dazu auch E. 4.5). Die von der KESB in der Méglichkeitsform gehaltene Ein-
schrankung ohne weitere Begrindung vermag an der derzeitigen Ausgangslage
nichts zu andern, auch wenn mit dem Beschwerdefihrer von einem Zusammen-
hang zwischen den einzelnen empfohlenen Massnahmen auszugehen ist. Mithin

istauch der Subeventualantrag abzuweisen.

6. Kosten- und Entschadigungsfolge

Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten dem Beschwerde-
fGhrer aufzuerlegen (§ 40 Abs. 3 KESRi.V.m. Art. 106 ZPO). Eine Parteientscha-
digung ist der Beschwerdegegnerin nicht zuzusprechen, weil ihr durch das
Rechtsmittelverfahren vor Obergericht keine entschadigungspflichtigen Aufwen-

dungen erwuchsen.

Es wird erkannt:

1. Die Beschwerde wird abgewiesen.

2. DieEntscheidgebuhr wird auf Fr. 500.— festgesetzt und dem Beschwerde-

fUhrer auferlegt.
3. Eswerden keine Parteientschadigungen zugesprochen.

4.  Schriftiche Mitteilung an die Parteien, an die Beschwerdegegnerin unter
Beilage eines Doppels von act. 2, die Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hoérde Meilen, die Direktion der Justiz und des Innern (Gemeindeamt des
Kantons Zurich) sowie — unter Ricksendung der eingereichten Akten —an

den Bezirksrat Meilen, je gegen Empfangsschein.

5. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert
30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,
1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulassigkeit und Form einer solchen Be-

schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder
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Art. 113 ff. (subsidiare Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42
des Bundesgesetzes Uber das Bundesgericht (BGG).

Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG.
Es handelt sich um eine nicht vermdgensrechtliche Angelegenheit.
Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.

Obergericht des Kantons Zirich
Il. Zivilkammer

Die Gerichtsschreiberin:

MLaw J. Nagel

versandt am:
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	– nach Ablauf von drei Monaten ab Entscheid des angerufenen Gerichts holt die Mutter C._____ für die Ausübung ihres Besuchsrechts jeweils beim Vater ab und bringt ihn auch wieder dorthin zurück.
	Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen (zuzüglich Mehrwertsteuer) zu Lasten der Beschwerdegegnerin bzw. zu Lasten des Staates."
	1.2. Die vorinstanzlichen Akten wurden beigezogen (BR-act. = act. 8/1-16; KESB-act. = act. 8/8/1-165). Das Verfahren ist spruchreif.

	2. Beschwerdevoraussetzungen
	2.1. Das Urteil des Bezirksrats ist dem Beschwerdeführer am 11. Juli 2017 zugestellt worden (vgl. BR-act. 16/1). Die Beschwerde vom 10. August 2017 wurde somit fristgerecht erhoben. Sie enthält schriftlich begründete Anträge (Art. 450 Abs. 3 ZGB). Der...
	2.2. Mit der Beschwerde i.S. der §§ 64 ff. EG KESR i.V.m. den Art. 450-450c ZGB können eine Rechtsverletzung, die unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhaltes, Unangemessenheit sowie Rechtsverweigerung und Rechtsverz...

	3. Rechtliches Gehör
	3.1. Aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) folgt unter anderem die grundsätzliche Pflicht der Behörden, ihren Entscheid zu begründen. Die Begründung muss so abgefasst sein, dass der Betroffene den Entscheid gegebenenfalls sachgere...
	3.2. Der Beschwerdeführer rügt, dass der Bezirksrat einerseits erwogen habe, es sei für das Kindswohl am besten, wenn C._____ jeweils vom Elternteil, bei dem er sich gerade befinde, zum anderen gebracht werde, andererseits aber aus dem bestätigten Dis...
	3.3. Der Bezirksrat stützte sich in seinen Erwägungen hauptsächlich auf die Empfehlung des Gutachters Dr. F._____ vom 21. Juli 2016; der Gutachter hielt dafür, die Übergaben von C._____ seien von beiden Elternteilen zu gleichen Teilen zu übernehmen. D...
	3.4. Es trifft zu, dass die gerügte – oben kursiv gehaltene – Erwägung des bezirksrätlichen Urteils dahingehend verstanden werden könnte, dass das "Bringprinzip" dem Kindswohl am besten entspricht, das Dispositiv hingegen ein "Holprinzip" verankert. ...

	4. Weisung betreffend die Übergaben C._____s
	4.1. Ist das Wohl des Kindes gefährdet und sorgen die Eltern nicht von sich aus für Abhilfe oder sind sie dazu ausserstande, so trifft die Kindesschutzbehörde die geeigneten Massnahmen zum Schutz des Kindes, wobei sie den Eltern Weisungen erteilen kan...
	4.2. Der Bezirksrat bestätigte folgende an die Parteien gerichtete Weisung der KESB:
	"Die Eltern von C._____ werden im Sinne von Art. 307 Abs. 3 ZGB angewiesen, die für die Durchführung der Besuche von C._____ bei seiner Mutter notwendigen Fahrten folgendermassen untereinander aufzuteilen: B._____ holt C._____ jeweils zu Beginn des Be...
	4.3. Der Beschwerdeführer bringt dazu vor, dass es grundsätzlich der besuchsberechtigte Elternteil sei, der das Kind hole und bringe. Die bisherigen Übergabemodalitäten seien ebenfalls zu berücksichtigen; der status quo spreche dafür, dass die Beschwe...
	4.4. Im Verfahren der KESB wurde am 21. Juli 2016 von Dr. F._____ ein Gutachten betreffend C._____, die Erziehungsfähigkeit seiner Eltern und allfällige Kindesschutzmassnahmen erstattet (KESB-act. 137). Der Gutachter kristallisierte dabei unter andere...
	"- Im Rahmen der Begutachtung wurde deutlich, dass die elterliche Kommunikation gestört und von gegenseitigen Vorwürfen geprägt ist. Die Konflikte zwischen den Kindseltern machen einen Austausch über kindliche Belange schwierig. So wirft der Kindsvate...
	- Aus den Befunderhebungen wird deutlich, dass C._____ zumindest teilweise in die elterlichen Konflikte einbezogen wird. Kinder im Alter von C._____ entwickeln zwar langsam ein Verständnis für die Inhalte elterlicher Konflikte, allerdings ist die Vera...
	- Im Rahmen der Befunderhebung und bei Betrachtung der Aktenlage wurde deutlich, dass C._____ bereits Belastungssymptome zeigt. So gaben die Eltern an, dass C._____ zeitweise bei der Kindesmutter einnässte oder sich nach dem Wechsel des Aufenthaltsort...
	- Es wurde im Rahmen der Begutachtung weiter ersichtlich, dass der Kindesvater aufgrund seiner Vergangenheit mit der Kindesmutter einen Vertrauensverlust erlitten hat, wodurch es ihm schwierig zu fallen scheint, die Beziehung zwischen C._____ und der ...
	In der Folge erachtete der Gutachter diverse Empfehlungen als angezeigt, um die Entwicklung von C._____ bestmöglich zu fördern. Die elterliche Sorge solle weiterhin beiden Parteien zukommen. Der Hauptaufenthaltsort von C._____ sei beim Beschwerdeführe...
	4.5. Der Gutachter erachtet die Gewährleistung der Stärkung des Beziehungsbandes zwischen C._____ und der Beschwerdegegnerin als wichtig. Eine Empfehlung in diesem Zusammenhang besteht darin, dass die Übergaben von C._____ von beiden Parteien zu gleic...
	4.6. In Anwendung der Offizialmaxime bleibt zu fragen, ob gemäss der obergerichtlichen Rechtsprechung nicht angestrebt werden sollte, dass jeder Ortswechsel von dem Elternteil begleitet wird, bei dem das Kind zuvor war, weil damit dem Kind unmittelbar...
	4.7. Der Eventualantrag des Beschwerdeführers ist abzuweisen.

	5. Befristung der alternierenden Übergaben
	5.1. Der Beschwerdeführer beantragt subeventualiter die Befristung der alternierenden Übergaben auf drei Monate (act. 2 S. 2 f. und 7 f.).
	5.2. Der Bezirksrat erwog dazu, dass dieser Antrag aufgrund der bereits gemachten Ausführungen abzuweisen sei. Es sei nicht ersichtlich, inwiefern die Frage, welche Übergabemodalitäten dem Wohl von C._____ am besten entsprächen, mit der familientherap...
	5.3. Der Beschwerdeführer stellte sich auf den Standpunkt, es liege eine falsche Würdigung und eine klare Rechtsverletzung bei der Verneinung des Zusammenhangs zur familientherapeutischen Intervention vor. So habe bereits die KESB ausgeführt, dass die...
	5.4. Die Kindererziehung und -betreuung ist ein dynamisches Unterfangen, welches immer wieder der Anpassung und Neuausrichtung bedarf. Entsprechend wurde auch im angefochtenen Entscheid die Möglichkeit der Anpassung der Übergabemodalitäten unter Mitwi...

	6. Kosten- und Entschädigungsfolge
	Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (§ 40 Abs. 3 KESR i.V.m. Art. 106 ZPO). Eine Parteientschädigung ist der Beschwerdegegnerin nicht zuzusprechen, weil ihr durch das Rechtsmittelverfahren vor Ober...

	Es wird erkannt:
	1. Die Beschwerde wird abgewiesen.
	2. Die Entscheidgebühr wird auf Fr. 500.– festgesetzt und dem Beschwerdeführer auferlegt.
	3. Es werden keine Parteientschädigungen zugesprochen.
	4. Schriftliche Mitteilung an die Parteien, an die Beschwerdegegnerin unter Beilage eines Doppels von act. 2, die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Meilen, die Direktion der Justiz und des Innern (Gemeindeamt des Kantons Zürich) sowie – unter Rücks...
	5. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Beschwerde richten sich nach Art. 72 ff. (...

